PAGE  
4


EINSCHREIBEN


Oberzolldirektion


Abteilung LSVA


Gutenbergstrasse 50


3003 Bern

1) Datum
Einsprache
für

2) Firmenname
2) Strasse Nr
2) PLZ Ort
gegen

Veranlagungsverfügung und Rechnung LSVA vom 3) einfügen: Rechnungsdatum mit Rechnungsnummer 4) einfügen: Rechnungsnummer.
Sehr geehrte Damen und Herren

Gegen die obgenannte Veranlagungsverfügung/Rechnung LSVA erheben wir hiermit Einsprache mit den folgenden 

Rechtsbegehren
1.
Die Veranlagung/Rechnung sei aufzuheben, soweit sie auf der per 1.1.2008 in Kraft getretenen Tariferhöhung der LSVA beruht und es sei die Abgabe auf den Betrag zu reduzieren, der sich bei Anwendung des vor der erwähnten Tariferhöhung gültig gewesenen Tarifs ergibt. 

2.
Das vorliegende Einspracheverfahren sei zu sistieren bis in den von einigen Mitglie​dern des Schweizerischen Nutzfahrzeugverbandes ASTAG durchgeführten Pilotprozessen mit dem gleichen Rechtsbegehren wie Ziffer 1 hievor rechtskräftige Entscheide vorliegen.

alles unter Kosten- und Entschädigungsfolge

Begründung

1.
Gemäss ausdrücklicher Rechtsmittelbelehrung in der angefochtenen Verfügung ist die Oberzolldirektion zur Beurteilung der vorliegenden Einsprache zuständig. Die angefochtene Verfügung/Rechnung wurde der Einsprecherin am 5) einfügen: Zustelldatum eröffnet. Die 30-tägige Einsprachefrist gemäss Rechtsmittelbelehrung ist durch vorliegende Eingabe gewahrt. 

2.
Gemäss Art. 85 Abs. 1 BV darf die LSVA nur soweit erhoben werden, als der Schwerverkehr der Allgemeinheit Kosten verursacht, die nicht durch andere Leistungen oder Abgaben (des Schwerverkehrs) gedeckt sind. Dieses sogenannte Kostendeckungsprinzip wird in Art. 7 Abs. 1 SVAG in dem Sinne präzisiert, dass der Ertrag der LSVA die ungedeckten Wegekosten und die Kosten zu Lasten der All​gemeinheit nicht übersteigen darf. Die Kosten zu Lasten der Allgemeinheit umfas​sen dabei gemäss Art. 7 Abs. 2 SVAG den Saldo der externen Kosten und Nutzen von gemeinwirtschaftlichen Leistungen des Schwerverkehrs. 

Sowohl nach Verfassung als auch nach Gesetz bildet somit die Summe der unge​deckten Wegekosten und ungedeckten externen Kosten die absolute Obergrenze für den zulässigen Ertrag der LSVA, was auch in Art. 8 Abs. 3 lit. a SVAG fest​gehalten wird. Der Bundesrat ist demzufolge lediglich insoweit zu Erhöhungen des Tarifes der LSVA mittels Revision der SVAV ermächtigt, als dadurch nicht ein Ertrag der Abgabe entsteht, der die Summe der durch die übrigen Leistungen und Beiträge des Schwerverkehrs nicht gedeckten Wegekosten und externen Kosten übersteigt. Soweit diese Obergrenze überschritten wird, sind aufgrund der Normenkontrolle die Verordnungsrevision und die Tariferhöhung gleichzeitig wegen Gesetzwidrigkeit und Verfassungswidrigkeit nichtig. 

3.
Die letzte Tariferhöhung der LSVA trat per 1.1.2005 in Kraft. In der Zeit unmittelbar vorher betrug gemäss der schweizerischen Strassenrechnung 2004 des BFS der Kostendeckungsgrad des Strassenschwerverkehrs im Bereiche der Wegekosten 145%, wobei der Eigenwirtschaftlichkeitsgrad gemäss Kapitalrechnung sogar bei ca. 148% lag (vgl. BFS, Strassenrechnung der Schweiz, definitive Resultate für 2004, Neuenburg 2006, S. 18). Es bestand somit bereits vor der letzten Abgabeerhöhung eine erhebliche Ueberdeckung im Bereiche der Wegekosten.

Nach der schweizerischen Strassenrechnung 2005 hat sich bezüglich der Wegekosten der Kostendeckungsgrad des Strassenschwerverkehrs weiter erhöht auf 147% und der Eigenwirtschaftlichkeitsgrad ist 2005 auf 154% angestiegen (vgl. BFS, Strassenrechnung der Schweiz, definitive Resultate für 2005, Neuenburg 2007, S. 18).


Bezieht man auch die zweite Kostenkomponente, d.h. die externen Kosten, mit ein, so zeigt die Pilotrechnung der Transportkostenrechnung (TRAKOS) für das Jahr 2003, dass der Strassenschwerverkehr für die Wegekosten und externen Kosten insgesamt einen Kostendeckungsgrad von 93% auswies (vgl. BFS/ARE, Transport​kostenrechnung (TRAKOS), Konzept und Pilotrechnung, Zürich/Altdorf/Bern 2006, S. 95). Demzufolge reichte der Deckungsüberschuss bei den Wegekosten aus, um jedenfalls den Grossteil auch der externen Kosten schon vor der letzten Tariferhö​hung per 1.1.2005 zu decken, so dass insgesamt schon vor der letzten Tariferhö​hung der LSVA lediglich noch eine relativ geringfügige Deckungslücke von ca. 7% der Gesamtkosten bestand. 


Zieht man nun als dritte Vergleichsgrösse die Ertragssteigerungen der LSVA bei, wie sie sich aus der Abgabeerhöhung 2005 ergaben und wie sie aus der schriftli​chen Mitteilung der OZD vom 30.11.2006 hervorgehen, so zeigt sich, dass diese Erträge im Jahre 2003 Fr. 770,8 Mio. betrugen und nach der Abgabeerhöhung per 1.1.2005 auf jährlich Fr. 1'230,5 Mio. (exkl. Mwst.) anstiegen (wobei die eidgenössi​sche Finanzverwaltung sogar von einem jährlichen Ertrag von ca. Fr. 1,3 Mrd. nach der Erhöhung 2005 ausgeht). Demzufolge sind die Erträge der LSVA im erwähnten kurzen Zeitraum um nicht weniger als 59,6% gestiegen.

Es liegt auf der Hand, dass die Erhöhung 2005 mit ihrer massiven Ertragssteigerung um 59,6% zweifellos bei weitem ausreichte, um die kurz vor dem 1.1.2005 noch vorhanden gewesene relativ geringfügige Deckungslücke bezüglich der Gesamt​kosten von ca. 7% vollumfänglich zu beseitigen und sogar überzukompensieren. Jedenfalls ist davon auszugehen, dass mit der massiven Ertragssteigerung infolge der Erhöhung per 1.1.2005 der Strassenschwerverkehr sowohl die Wegekosten als auch die externen Kosten vollumfänglich deckt und diesbezüglich seit 2005 keinerlei Deckungslücke mehr besteht. Demzufolge ist die neuerliche Tariferhöhung per 1.1.2008 wegen Verletzung des Kostendeckungsprizips sowohl verfassungs- als auch gesetzwidrig und damit nichtig. 
4.
Die Ueberschreitung der verfassungs- und gesetzmässigen Obergrenze durch die neuerliche Tariferhöhung per 1.1.2008 kann nicht etwa dadurch in Frage gestellt werden, dass eine weitere markante Zunahme der externen Kosten seit 2005 be​hauptet wird. Neueste Studien des Umweltbüros Ecoplan im Auftrag des Bundes und der Progtrans im Auftrag der ASTAG beweisen nämlich übereinstimmend, dass die Umstrukturierung des LKW-Bestandes in der Schweiz von den relativ emis​sionsintensiven Fahrzeugen der EURO-Normen 0-2 zu den emissionsarmen Fahr​zeugen der EURO-Normen 3-5 gerade in den letzten Jahren in vollem Gange war, wobei die markanten technischen Verbesserungen alle wesentlichen Umweltbe​lastungen wie CO2, Feinstaub, Ozon oder Lärm etc. betrafen. Die Schadstoffemis​sionen des Lastwagenverkehrs sind somit in den letzten Jahren erheblich zurückge​gangen, was es ausschliesst, für diesen Zeitraum eine erhebliche Zunahme der externen Kosten anzunehmen (vgl. auch "Der Bund" vom 9.11.2007, S. 9). Dem​zufolge reichte die mit der letzten Tariferhöhung per 1.1.2005 bewirkte Ertragsstei​gerung der LSVA um 59,6% mit Sicherheit aus, um die im Jahre 2003 noch vor​handen gewesene geringfügige Deckungslücke von ca. 7% auf der Gesamtheit der Strassenkosten und externen Kosten zu beseitigen. Die neuerliche Tariferhöhung per 1.1.2008 führt somit zu einem LSVA-Ertrag, der den durch die übrigen Beiträge und Leistungen des Schwerverkehrs nicht gedeckten Teil der Wegekosten und externen Kosten mit Sicherheit überschreitet, so dass die Tariferhöhung 2008 voll​umfänglich verfassungs- und gesetzwidrig und damit nichtig und nicht anwendbar ist. 
5.
Da davon auszugehen ist, dass jedenfalls über 1000 Einsprecher die Veranlagungsverfügungen im Jahre 2008 anfechten werden, soweit sie sich auf die rechtswidrige Tariferhöhung per 1.1.2008 stützen, erscheint es aus Gründen der Prozessökonomie nicht sinnvoll, über 1000 Parallelverfahren durchzuführen, in denen sich im wesentlichen die gleichen Sachverhalts- und Rechtsfragen stellen. Die Mitglieder der ASTAG sind daher übereingekommen, dass einige wenige Einsprecher ihre Verfahren im Sinne von "Pilotprozessen" bis zu rechtskräftigen Entscheiden weiterführen, während die übrigen Anträge auf Sistierung stellen. Zur Vermeidung unnötigen Prozessaufwandes ersuchen wir Sie daher höflich, dem im Rechtsbegehren Nr. 2 der vorliegenden Einsprache gestellten Sistierungsantrag zu entsprechen. 

6.
Wir werden entweder den sich ohne Anwendung der angefochtenen Tariferhöhung per 1.1.2008 ergebenden Abgabebetrag bezahlen oder den vollen Abgabebetrag gemäss angefochtener Verfügung lediglich provisorisch und unter ausdrücklichem Vorbehalt der Rückforderung bezahlen. In letzterem Falle wäre bei einem ganzen oder teilweisen Obsiegen der Einsprecher/Beschwerdeführer in den unter Ziffer 5 hievor erwähnten Pilotprozessen die vorliegende Einsprache in analoger Weise ganz oder teilweise gutzuheissen. Der unter Rückforderungsvorbehalt bezahlte Betrag wäre dann ganz oder teilweise zu reduzieren und uns im Umfange der Reduk-tion mit Zins zurückzuerstatten. Unseres Wissens haben Sie kürzlich eine Voranfrage der ASTAG in dem Sinne beantwortet, dass ein derartiger Rückforderungsvorbehalt zulässig und rechtsgültig ist. Wir bitten Sie, uns dies in der Sistierungsverfügung oder allenfalls separat noch kurz schriftlich zu bestätigen. 
Mit bestem Dank für Ihre Bemühungen und freundlichen Grüssen

6) Unterschrift
